
An die 
Parlamentsdirektion - Begutachtungsverfahren 
1010 Wien 
 Pulkau, 15. Jänner 2010 
 
Betreff: 
BMVIT-630.333/0001-III/PT2/2009 
Stellungnahme zum Entwurf der Novelle des Telekommunikationsgesetzes 2003 
hinsichtlich der Umsetzung der EU-Richtlinie 2006/24/EG über die 
Vorratsspeicherung 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
Als interessierter und durch eine geplante Vorratsdatenspeicherung (VDS) 
möglicherweise betroffener Bürger möchte ich Sie höflichst ersuchen, diese nicht 
einzuführen. 
 
Ich möchte nicht unter Generalverdacht gestellt werden, wenn ich moderne 
Kommunikationsmittel wie z.B. das Internet nach meinen Vorstellungen und 
beruflichen wie privaten Notwendigkeiten verwende. Niemanden - außer mich 
selbst und meine Kommunikationspartner - gehen die Verbindungsdaten etwas 
an. 
Auch ich gehe lieber das Risiko ein, bei einem nicht aufklärbaren Terroranschlag 
betroffen zu sein, als gravierende Einschnitte durch die VDS in meine 
Grundrechte hinzunehmen. Ich bin auch der Meinung, dass sich kein 
Terroranschlag durch die VDS aufklären lassen würde. 
 
Ich erwarte mir von meinen Regierungsvertretern ein "Endlich-sich-auf-die-Beine-
Stellen", und die Umsetzung der "Richtlinie 2006/24/EG vom 15. März 2006 über 
die Vorratsspeicherung von Daten" nicht umzusetzen. 
Weiters schließe mich der Empfehlung der ARGE DATEN - Österreichische 
Gesellschaft für Datenschutz, insbesondere seinem Vertreter Herrn Dr. Hans G. 
Zeger an. Seine Empfehlung möchte ich kurz zitieren (Quelle: Internet, 
http://www.parlament.gv.at/PG/DE/XXIV/ME/ME_00117_03/imfname_177168.pdf, 
vom 15. Jänner 2010, 20:35):  
Zitat: 
"Es wird daher empfohlen diesem Entwurf generell die Zustimmung zu 
verweigern und in einem allfälligen Verfahren vor dem EuGH unter Hinweis auf 
die seit 1. Dezember 2009 geltenden EU-Grundrechtscharta, den Verpflichtungen 
der Europäischen Menschenrechtskonvention und der verfassungsgesetzlich 
garantierten Grund- und Freiheitsrechte auf eine Aufhebung der EG-Richtlinie 
2006/24/EG hinzuarbeiten." 
 
 
Hochachtungsvoll, 
DI (FH) Gabriel Stangl 
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